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(Nr. 12438.) Geſetz über die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen. Vom 14. Februar 1923. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Sale 


() Von dem gefamten in Preußen belegenen Grundvermögen wird nach den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes vom 1. April 1923 ab eine Steuer erhoben. 

(2) Als ſteuerbares Grundvermögen im Sinne dieſes Geſetzes gelten die Grundſtücke einſchließ⸗ 
lich aller Beſtandteile, die dauernd land⸗ oder forſtwirtſchaftlich oder gärtneriſch genutzten Grund⸗ 
ſtücke auch einſchließlich des lebenden und toten Inventars. Maſchinen und andere Einrichtungen, 
die zu einem der Gewerbeſteuer unterliegenden Betriebe gehören (gemäß den Vorſchriften des 
Gewerbeſteuergeſetzes und des Kommunalabgabengeſetzes), bleiben unberückſichtigt, ſelbſt wenn ſie 
Beſtandteile des Grundſtücks ſind. 

() Als ſteuerbares Grundvermögen gelten auch Gebäude und Werke, die zu einem Erbbau⸗ 
rechte gehören oder auf Grund eines ſonſtigen Rechtes an einem fremden Grundſtück oder nur zu 
einem vorübergehenden Zwecke mit dem Grund und Boden verbunden ſind. 


982. 

() Die Steuer beträgt jährlich 6 vom Tauſend des Wertes. 

2) Als Wert (Abf. 1) gilt das Ein- oder Mehrfache desjenigen Wertes, der für die Veran⸗ 
lagung zur Ergänzungsſteuer nach dem Geſetze vom 14. Juli 1893/19. Juni 1906/26. Mai 1909 
für den Veranlagungsabſchnitt 1917/19 feſtgeſetzt worden iſt, und zwar 

a) bei bebauten Grundſtücken, die nicht dauernd land- oder forſtwirtſchaftlichen oder gärtne⸗ 
riſchen Zwecken zu dienen beſtimmt ſind, das Einfache 
b) bei allen übrigen Grundſtücken das Achtfache. 

0) Als bebaut gilt ein Grundſtück nicht, wenn die Zweckbeſtimmung des darauf errichteten 
Gebäudes gegenüber der Zweckbeſtimmung des Grund und Bodens von untergeordneter Bedeutung iſt. 

4) Der Wert der Grundſtücke, deren Beſtand ſich ſeit der Ergänzungsſteuerveranlagung für 
den Veranlagungsabſchnitt 1917/19 (Abſ. 2) geändert hat oder deren Wert für die Ergänzungs⸗ 
ſteuer nicht feſtgeſetzt worden iſt, iſt nach den Grundſätzen und Werten feſtzuſetzen, die bei der 

Geſetzſammlung 1923. (Nr. 1243812439.) ; 0 6 

Ausgegeben zu Berlin den 19. Februar 1923. 
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Veranlagung zur Ergänzungsſteuer für den Veranlagungsabſchnitt 1917/19 maßgebend waren. 
Dieſer Wert iſt den Beſtimmungen des Abſ. 2 b entſprechend zu erhöhen. 

6) Eine Neufeſtſetzung des für die Ergänzungsſteuerveranlagung feſtgefetzten Wertes findet 
nicht ſtatt, wenn die Veränderungen im Beſtande des Grundſtücks zuſammen dieſen Wert um 
weniger als 5 vom Hundert erhöht oder vermindert haben. 

(e) Anderungen im Umfange des lebenden und toten Inventars, Kultivierungen von Sdland 
oder Unland und andere Meliorierungen, die ſeit der Ergänzungsſteuerveranlagung für den Ver⸗ 
anlagungsabſchnitt 1917/19 (Abf. 2) vorgenommen ſind, bleiben unberückſichtigt. 


a 9 3. 
Bei Berechnung der Steuer ſich ergebende Bruchteile einer Mark ſind auf volle Mark nach 
oben abzurunden. 
8 4. 


(1) Schuldner der Steuer iſt 
a) für das Grundſtück einſchließlich der Beſtandteile, bei dauernd land- oder forſtwirtſchaftlich 
oder gärtneriſch genutzten Grundſtücken auch einſchließlich des lebenden und toten In— 
ventars, der Eigentümer, 
b) im Falle, daß Gebäude oder Werke auf fremdem Grund und Boden errichtet ſind, für 
den auf die Gebäude oder Werke entfallenden Steueranteil ihr Eigentümer und 
e) bei Ausnutzung eines Erbbaurechts der Erbbauberechtigte auch für das Erbbaugrundſtück. 

(2) Miteigentümer ſind Geſamtſchuldner. 

(3) Der Nutznießer oder Nießbraucher haftet für die Steuer neben dem Eigentümer als Ge- 
ſamtſchuldner; ebenſo haftet neben dem Eigentümer als Geſamtſchuldner der Pächter, der Eigen- 
tümer des lebenden und toten Inventars iſt, im Verhältniſſe des Wertes des lebenden und toten 
Inventars zum Geſamtwerte. Wird die Verteilung der Steuer erforderlich, ſo iſt ſie auf Antrag 
durch den Steuerausſchuß vorzunehmen. Seine Entſcheidung iſt endgültig. 


§ 5. 
(1) Jeder Kataſteramtsbezirk bildet einen Veranlagungsbezirk. In beſonderen Fällen kann 
der Finanzminiſter die Bildung mehrerer Veranlagungsbezirke in einem Kataſteramtsbezirk oder die 


Zuſammenlegung mehrerer Kataſteramtsbezirke zu einem Veranlagungsbezirk anordnen. Kreisfreie 


Städte bilden einen Veranlagungsbezirk für ſich. f 

(2) Für jeden Veranlagungsbezirk iſt ein Steuerausſchuß für die Steuer vom Grundvermögen 
zu bilden, deſſen Vorſitzender der Vorſteher des Kataſteramts iſt und deſſen übrige Mitglieder teils 
von dem Regierungspräſidenten ernannt, teils von der Kreisvertretung und in Stadtkreiſen von 
der Gemeindevertretung gewählt werden. Die zu wählenden und die zu ernennenden Mitglieder 
müſſen je zur Hälfte Grundbeſitzer und Nichtgrundbeſitzer ſein. 

(3) Das Amt eines Ausſchußmitglieds iſt ein Ehrenamt; jedoch kann eine angemeſſene Ent» 
ſchädigung für Aufwand und Zeitverluſt zugebilligt werden. 

(4) Die Zahl der zu ernennenden und zu wählenden Mitglieder wird für die einzelnen Ver⸗ 
anlagungsbezirke mit Rückſicht auf deren Größe und die Verſchiedenartigkeit des Grundbeſitzes von 
dem Regierungspräſidenten in der Art beſtimmt, daß die Zahl der zu ernennenden Mitglieder 
einſchließlich des Vorſitzenden die Hälfte der zu wählenden Mitglieder nicht überſchreitet. 


ng 
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6) Erſtreckt ſich ein Veranlagungsbezirk über mehrere Kreiſe, ſo verteilt der Regierungs⸗ 
präſident die Zahl der zu wählenden Mitglieder auf die einzelnen Kreiſe. 

(e) Für die Steuerausſchüſſe gelten ſinngemäß die Beſtimmungen in den §§ 27 bis 31 der 
Reichsabgabenordnung vom 13. Dezember 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1993) mit Ausnahme des 
zweiten Satzes im Abſ. 1 des § 30. Die dem Finanzamt und deſſen Vorſteher, dem Landes⸗ 
finanzamt und dem Reichsminiſter der Finanzen übertragenen Befugniſſe ſtehen dem Vorſitzenden 
des Steuerausſchuſſes, dem Regierungspräſidenten und dem Finanzminiſter zu. 

(7) Für den Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes ernennt der Finanzminiſter einen Vertreter. 
Er kann dieſe Befugnis auf den Regierungspräſidenten übertragen. Für die Mitglieder des Steuer- 
ausſchuſſes find Stellvertreter entſprechend dem Abſ. 2 zu ernennen beziehungsweiſe zu wählen. 

(s) Die 88 175 Abſ. 1 und 188 der Reichsabgabenordnung finden auf die Veranlagung der 
Steuer vom Grundvermögen ſinngemäß Anwendung. 


§ 6. 

(1) Für jeden Regierungsbezirk und den Bezirk Berlin wird ein Berufungsausſchuß für die 
Steuer vom Grundvermögen gebildet. 

(2) Der Vorſitzende des Verufungsausſchuſſes und fein Vertreter werden vom Finanzminiſter 
ernannt. 

(e) Die übrigen Mitglieder des Verufungsausſchuſſes und ihre Vertreter werden teils von dem 
Regierungspräſidenten ernannt, teils vom Provinzialausſchuſſe gewählt. Die Mitglieder des für 
Berlin zu bildenden Berufungsausſchuſſes werden teils von dem Oberpräſidenten ernannt, teils von 
dem Magiſtrat gewählt. Die zu wählenden und die zu ernennenden Mitglieder müſſen je zur 
Hälfte Grundbeſitzer und Nichtgrundbeſitzer ſein. 

(4) Die Zahl der Mitglieder des Berufungsausſchuſſes wird für jeden Bezirk vom Finanz⸗ 
miniſter mit Rückſicht auf die Größe des Bezirkes und die Verſchiedenartigkeit des Grundbeſitzes in 
der Art beſtimmt, daß die Zahl der ernannten Mitglieder einſchließlich des Vorſitzenden die Hälfte 
der gewählten Mitglieder nicht überſchreitet. Die Beſtimmungen im § 5 Abſ. 3 und 6 finden 
entſprechende Anwendung. a 

AR 
) Die Steuer vom Grundvermögen wird durch den Steuerausſchuß veranlagt. Zur Der 
anlagung gehört auch der Beſchluß über die Steuerpflicht eines Grundſtücks und über deſſen Ein⸗ 
ordnung in den Abſchnitt a oder b des § 2 Abſ. 2. f 

(2) Das Ergebnis der Veranlagung iſt dem Steuerſchuldner unter Belehrung über das zu. 

läſſige Rechtsmittel mitzuteilen. 
§ 8. 

) Als Rechtsmittel im Veranlagungsverfahren find dem Steuerſchuldner gegeben: 

a) der Einſpruch gegen den Veranlagungsbeſchluß des Steuerausſchuſſes; über den Einſpruch 
entſcheidet der Steuerausſchuß; 

b) die Berufung gegen die Einſpruchsentſcheidung des Steuerausſchuſſes; über die Berufung 
entſcheidet der Berufungsausſchuß; i 

e) die Rechtsbeſchwerde gegen die Berufungsentſcheidung des Berufungsausſchuſſes; über 
die Rechtsbeſchwerde entſcheidet das Oberverwaltungsgericht. g 
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(2) Dem Borfi winden des Steuerausſchuſſes ſteht das Recht der Berufung gegen den Ver⸗ 
anlagungsbeſchluß oder gegen die Einſpruchsentſcheidung des Steuerausſchuſſes zu. Dem Vor⸗ 
ſitzenden des Berufungsausſchuſſes ſteht die Rechtsbeſchwerde zu. 

(3) Die Rechtsmittel find nicht gegen die Wertermittlung zuläſſig, wenn die für die Er⸗ 
gänzungsſteuerveranlagung 10 5 a endgültig feſtgeſetzten Werte für die Steuer vom Grund⸗ 
vermögen maßgebend find ($ 2) 

) Dem nach § 4 Abf. 3 in Anſpruch genommenen Nutznießer, Nießbraucher oder Pächter 
ſtehen dieſelben Rechtsmittel zu wie dem Eigentümer. Die Friſt zur Einlegung des Rechtsmittels 
beginnt mit Ablauf des Tages, an dem die Steuerforderung ihm gegenüber geltend gemacht 
worden iſt. 9 9 


Die Rechtsbeſchwerde kann nur darauf geſtützt werden, 


a) daß die Entſcheidung auf Nichtanwendung oder unrichtiger Anwendung des beſtehenden 
Rechtes oder auf einem Verſtoße wider den klaren Inhalt der Akten beruhe, oder 


) daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. 


$ 10. 

(i) Auf das Nee finden die Beſtimmungen der $3 228 bis 237, 242 und 
297 der Reichsabgabenordnung ſinngemäß Anwendung; an die Stelle des Finanzamts, Finanz⸗ 
gerichts und des Reichsfinanzhofs treten dabei der Steuerausſchuß, der Berufungsausſchuß und 
das 1 

) Die Frist für die Einlegung der Rechtsmittel durch den Vorſitzenden beginnt i dem 
Abele des Tages des angefochtenen Beſchluſſes und währt zwei Wochen. 

(3) Das Oberverwaltungsgericht erläßt ſeine Entſcheidungen in nichtöffentlicher Sitzung der 
Regel nach ohne vorherige mündliche Anhörung des Steuerſchuldners. Es kann jedoch dem Steuer— 
ſchuldner von Amts wegen oder auf Antrag Gelegenheit zur perſönlichen Verhandlung über den 
Gegenſtand der Beſchwerde gewähren. Bei ſeiner Entſcheidung iſt es an diejenigen Gründe nicht 
gebunden, die zur Rechtfertigung der geſtellten Anträge geltend gemacht worden ſind. 

(a) Erachtet das Oberverwaltungsgericht die Beſchwerde für begründet, fo kann es die An- 
gelegenheit zur anderweiten Entſcheidung an den Berufungsausſchuß zurückgeben oder ſelbſt die 
Steuerfeſtſetzung berichtigen. Im erſten Falle ſind die von dem Gerichtshof über die Auslegung 
und 1 der geſetzlichen Vorſchriften gegebenen Weiſungen zu befolgen. 

5) Im übrigen finden auf das Verfahren zum Zwecke der Entſcheidung über die Rechts— 
1 die über das Verwaltungsſtreitverfahren auf Klagen vor dem Oberverwaltungsgerichte 
beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen, insbeſondere diejenigen des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195), betreffend die Verfaſſung der Ver- 
waltungsgerichte uſw. vom 3. Juli 1875, 2. Auguſt 1880 (Geſetzſamml. 1880 ©. 328) und der 
Geſetze zur Abänderung des § 29 beziehungsweiſe der §§ 26 bis 30 des letzteren vom 27. Mai 1888 
(Geſetzſamml. S. 226) 0 vom 26. März 1893 (Geſetzſamml. S. 60) mit der Maßgabe 
ſinngemäß Anwendung, daß bei der Berechnung der Koften des Verfahrens die Erhebung eines Pauſch— 
quantums auch dann ſtattfindet, wenn die Entſcheidung ohne vorherige mündliche Verhandlung 
erfolgt iſt. 
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SE, 
(1) Die geſetzlichen Beſtimmungen, die bei der ſtaatlichen Veranlagung und Fortſchreibung 
der bisherigen Grund⸗ und Gebäudeſteuer 5 
a) über die Pflichten der Steuerſchuldner und anderer Perſonen ſowie der Behörden, ſowie 
p) über Steuerveränderungen 
gelten, ſind auf die nach dieſem Geſetz erfolgende Veranlagung der Steuer vom Grundvermögen 
ſinngemäß anzuwenden. 3 
(2) Die Beſtimmungen im § 2 Abf. 5 und 6 finden auf die Fortſchreibung der Steuer vom 
Grundvermögen entſprechende Anwendung. 
§ 12. x 
Für Nachveranlagungen kann der Finanzminiſter ein vereinfachtes Verfahren vorſchreiben. 


818; 
(1) Die Steuer iſt in vierteljährlichen Beträgen in der erſten Hälfte des zweiten Monats 
eines jeden Vierteljahrs an die im Steuerbeſcheide zu bezeichnende Empfangsſtelle abzuführen. 
(2) Der Finanzminiſter kann die Zuſtellung der Veranlagungsbeſcheide ($ 7 Abſ. 2), die Er⸗ 
hebung der Steuer und andere Geſchäfte Gemeinden oder Gemeindeverbänden gegen eine von ihm 
feſtzuſetzende angemeſſene Entſchädigung übertragen. 


$ 14. i 
Der Finanzminiſter kann für einzelne Fälle die Steuern, deren Einziehung nach Lage der Sache 
unbillig wäre, ganz oder teilweiſe erlaſſen oder erſtatten, insbeſondere 
a) wenn der für die Ergänzungsſteuerveranlagung feſtgeſetzte Wert (§ 2 Abſ. 2) des Grund⸗ 
vermögens infolge höherer Gewalt ſeit der Ergänzungsſteuerveranlagung für 1917/19 
um mehr als ein Viertel gemindert worden iſt und wenn der entſtandene Schaden nicht 
durch Verſicherung oder durch eine andere Entſchädigung gedeckt iſt, 
p) wenn der Wert des Grundvermögens infolge von Eigentumsbeſchränkungen geſetzlicher 
Art ſeit der Ergänzungsſteuerveranlagung für 1917/19 gemindert worden ift, 
e) wenn Gebäude, die wirtſchaftlichen Zwecken zu dienen beſtimmt find, infolge der Ein- 
ſtellung des Betriebs mindeſtens 1 Jahr lang nicht mehr benutzt worden ſind. i 


$ 15. 

() Die Steuer wird nicht erhoben von allen denjenigen Grundſtücken oder Grundſtücksteilen, 
die nach § 24 Abſ. Ib bis k und Abſ. 3 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 
(Geſetzſeamml. S. 152) den Steuern vom Grundbeſitze nicht unterliegen. 

(2) Der Finanzminiſter hat die Steuer von Grundſtücken oder Grundſtücksteilen, die der Be⸗ 
ſiedlung des platten Landes oder der Schaffung geſunder Kleinwohnungen für Minderbemittelte zu 
dienen beſtimmt ſind und im Eigentume von Körperſchaften des öffentlichen Rechtes oder ſolcher 
Perſonenvereinigungen ſich befinden, die ſich mit den genannten Zwecken befaſſen, ganz oder teil⸗ 
weiſe zu erlaſſen, jedoch nur für die Zeit der Vorbereitung der Beſiedlung beziehungsweiſe für die Bau⸗ 
zeit des Wohnhauſes, und zwar höchſtens auf 3 Jahre. Den Perſonenvereinigungen wird die 
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Steuer nur dann erlaſſen, wenn der Reingewinn ihres Unternehmens ſatzungsgemäß auf eigene 
Verzinſung von höchſtens 5 vom Hundert des Nennwerts der Kapitaleinlagen beſchränkt, bei Nus— 
loſungen, Ausſcheiden eines Mitglieds und für den Fall der Auflöſung der Vereinigung den Mit 
gliedern nicht mehr als der Nennwert ihrer Anteile zugeſichert und bei der Auflöſung der etwaige 
Reſt des Vermögens für gemeinnützige Zwecke beſtimmt iſt. 


9 16. 


In den Fällen des § 14a bis c und des § 15 kann der Finanzminiſter feine Befugnis auf 
die ihm unterſtellten Behörden übertragen. 


§ 17. 
(1) Die Koſten der Veranlagung fallen der Staatskaſſe zur Laſt. 


(2) Die durch die Unterſuchung als unbegründet abgelehnter Einſprüche und Berufungen ent- 
ſtandenen Koſten find von dem Steuerſchuldner zu erſtatten. § 293 Abf. 1 der Reichsabgaben⸗ 
ordnung iſt ſinngemäß anzuwenden. 


§ 18. 

(1) Soweit nach den beſtehenden Vorſchriften in Gemeinden oder anderen öffentlich-rechtlichen 
Verbänden Steuern vom Grundbeſitz in Hundertteilen der vom Staate veranlagten Grund- und 
Gebäudeſteuer erhoben werden können oder das Soll der vom S:aate veranlagten Realſteuern bei 
der Aufbringung des Bedarfs zu berückſichtigen iſt, tritt an die Stelle des bisherigen Solls das 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes ermittelte Soll. Die Erhebung von Zuſchlägen über 200 vom 
Hundert bedarf der Genehmigung nach den Vorſchriften des Kommunalabgabengeſetzes. 


(2) Die ſtaatliche Steuer vom Grundvermögen iſt, wenn dieſes ſich über mehrere Gemeinde— 
oder Gutsbezirke erſtreckt und für die Staatsſteuerzwecke als Ganzes veranlagt iſt, auf die einzelnen 
Gemeinde- oder Gutsbezirke nach dem Verhältniſſe des Wertes der in ihnen belegenen Grundſtücks⸗ 
teile zu zerlegen. Die Zerlegung bildet einen Teil der Veranlagung und kann ebenſo wie dieſe 
angefochten werden. Zur Einlegung der Rechtsmittel ſind auch die Gemeinden befugt, in denen 
das Grundvermögen belegen iſt. Dabei beginnt die Friſt zur Einlegung des Rechtsmittels mit 
Ablauf des Tages, an dem den Gemeinden die Veranlagung bekanntgegeben worden ift. 


(3) Die nach SS 14 und 15 bewilligten Erlaſſe und Erſtattungen gelten auch bei der Heran- 
ziehung der ftaatlichen Steuer vom Grundvermögen für die Zwecke der Beſteuerung in kommunalen 
oder ſonſtigen öffentlich -rechtlichen Verbänden. 


$ 19. 

(1) Der § 20 des Geſetzes vom 21. Mai 1861, betreffend die Einführung einer allgemeinen 
Gebäudeſteuer (Geſetzſamml. S. 317), wird aufgehoben mit der Maßgabe, daß der Finanzminiſter 
ermächtigt wird, im Einzelfalle zur Vermeidung von Härten eine neue Veranlagung der — 
ſteuer herbeiführen zu laſſen. 


(2) Die $$ 18 bis 27 des Geſetzes vom 14. Juli 1893 wegen Aufhebung direkter Staats⸗ 
ſteuern (Geſetzſamml. S. 119) werden vom 1. April 1923 ab außer Wirkung gejest. 
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§ 20. 
(1) Dieſes Geſetz gilt auch für den vormals zum Lande Waldeck-Pyrmont gehörigen Gebiets 
teil Pyrmont. 
(2) Dieſes Geſetz gilt nicht für die Inſel Helgoland. 


$ 21. 

(1) Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Finanzminiſter und, ſoweit es ſich um 
das Kommunalabgabenrecht betreffende Beſtimmungen handelt, die Miniſter des Innern und der 
Finanzen beauftragt. 

(2) Unmittelbar nach der Veranlagung der vorläufigen Grundvermögensſteuer hat das Staats⸗ 
miniſterium eine neue Berechnung des Wertes des Grundvermögens auf der Grundlage des gemeinen 
Wertes und des Ertragswerts zur Zeit des 31. Dezember 1922 vorzunehmen und auf dem 
laufenden zu erhalten. 

§ 22. 

Auf die Durchführung der Vorarbeiten $ 21 Abſ. 2 find die Beſtimmungen der Neiche- 
abgabenordnung in den §§ 22 Abſ. 1, 168 Abſ. 3, 175 Abſ. 1, 177, 183, 188, 191, 202, 
206 Abſ. 1, 224, 281, 282 Abſ. 1 und 4 und 283 entſprechend anzuwenden mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle der Steuerpflichtigen die Grundſtückseigentümer, an die Stelle der Finanzämter 
die Kataſterämter, an die Stelle des Landesfinanzamts der Regierungspräſident und an die Stelle 
des Reichsfinanzhofs das Preußiſche Oberverwaltungsgericht treten. Bei der Erteilung der Auskunft 
nach § 175 Abſ. 1 haben die Grundeigentümer auf Erfordern Miet- und Pachtverträge und andere 
zur Bewertung der Grundſtücke verwendbare Schriftſtücke zur Einſicht vorzulegen. 


$ 23. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1926 außer Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 14. Februar 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Giegel.) Braun. v. Richter. 


(Nr. 12439.) Verordnung über Abänderung der Teuerungszuſchläge zu den Gerichtsgebühren, den Ge⸗ 
bühren der Notare und den landesgeſetzlichen Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichts⸗ 
vollzieher. Vom 16. Februar 1923. 


Auf Grund der Ermächtigungen im Artikel IV des Geſetzes vom 28. Oktober 1922, betreffend Abänderung 
des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 25. Juli 1910, (Geſetzſamml. S. 335), im Artikel II des Geſetzes 
vom 28. Oktober 1922, betreffend Abänderung der Gebührenordnung für Notare vom 25. Juli 1910, (Geſetz⸗ 
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ſamml. S. 355) und im Artikel III des Geſetzes vom 28. Oktober 1922, betreffend Abänderung des Geſetzes, 


enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher, 
vom 21. März 1910, (Geſetzſamml. S. 359) wird folgendes verordnet: 


81. : 

Von den im Artikel IV des Geſetzes vom 28. Oktober 1922, betreffend Abänderung des Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes vom 25. Juli 1910, (Geſetzſamml. S. 335), im Artikel II des Geſetzes vom 28. Oktober 
1922, betreffend Abänderung der Gebührenordnung für Notare vom 25. Juli 1910, (Geſetzſamml. S. 355) 
und im Artikel III des Geſetzes vom 28. Oktober 1922, betreffend Abänderung des Geſetzes, enthaltend die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher, vom 21. März 
1910, (Geſetzſamml. S. 359) vorgeſchriebenen und durch die Verordnung vom 15. Dezember 1922 über Ver⸗ 
änderung der Teuerungszuſchläge zu den Gerichtsgebühren, den Gebühren der Notare und den landesgeſetz⸗ 
lichen Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher (Geſetzſamml. S. 445) erhöhten Teuerungs- 
zuſchlägen werden weiter erhöht: 

1. der Teuerungszuſchlag zu i 
a) den Gebühren für die im zweiten Abſchnitte des erſten Teiles des Preußiſchen Gerichts- 
koſtengeſetzes bezeichneten Geſchäfte, 
b) den Gebühren der Gebührenordnung für Notare, 
e) den Gebühren der Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher 
von 600 vom Hundert auf 1 100 vom Hundert 
2. der Teuerungszuſchlag zu den Mindeſtgebühren von 900 vom Hundert auf 9 900 vom Hundert. 


f 82. 

Dieſe Verordnung tritt am 20. Februar 1923 in Kraft. Die Vorſchriften des § 138 Abſ. 1 des 
Preußiſchen Gerichtskoſtengefetzes vom 28. Oktober 1922 (Gefetzſamml. S. 363), des § 27 Abſ. 1 der Ge⸗ 
bührenordnung für Notare vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 404) und des Artikel II des Geſetzes 
vom 28. Oktober 1922, betreffend Abänderung des Geſetzes, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über 
die Gebühren der Nechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher, vom 21. März 1910, (Gefegiammt. S. 359) finden 
entſprechende Anwendung. N 


Berlin, den 16. Februar 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. v. Richter. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Januar 1923, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Uberlandzentrale Belgard, Aktiengeſellſchaft in Belgard, für den 

Ausbau des elektriſchen Hochſpannungsnetzes im Netzekreiſe, Kreisteil Kolmar, durch das Amts⸗ 

blatt der Regierung in Schneidemühl Nr. 4 S. 12, ausgegeben am 3. Februar 1923 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 10. Januar 1923, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Deutſche Arbeiterzentrale in Berlin für die Errichtung von Sanierungs- 
anlagen in den Gemeinden Roſenberg und Zawisna im Kreiſe Roſenberg O. Schl., durch das 
Amtsblatt der Regierung in Oppeln Nr. 4 S. 54, ausgegeben am 3. Februar 1923. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 


